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WELTWIRTSCHAFT

Ulrich Steger*

Konfliktpotentiale im Welthandel
Der gemeinsame Binnerimarl<t ’92 schafft auch neue Ausgangsbedingungen fürdie  

internationalen Wirtschaftsbeziehungen und verändert die vorhandenen Konfliktpotentiale. 
Professor Ulrich Steger analysiert vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Entwicklung in 

den USA, Europa und Japan Szenarien über die Zukunft der Welthandelsbeziehungen.

n den USA Ist -  nach dem  Ende der „R eagan-Eupho
rie" -  eine intensive Debatte um den Verlust der W ett

bewerbsfähigkeit in Gang gekom m en. Industrieökono
men wie Michael Porter beobachten dabei eine gewisse 
„Bunker-Mentalität“ im am erikanischen M anagem en t-  
die Ursachen für das Handelsdefizit werden nicht in e i
genen Fehlern, sondern in „un fa iren“ Praktiken von aus
ländischen Regierungen und W ettbewerbern gesehen. 
Entsprechend laut ist inzw ischen der Ruf nach protektio
nistischen Maßnahmen -  obwohl schon je tzt nach einer 
Schätzung des Institute for International Econom ics un
gefähr 20 bis 25 % des US-M arktes durch verschiedene 
Handelshemmnisse (einschließlich der „fre iw illigen“ 
Selbstbeschränkungen) erheblich geschützt sind.

Die Gründe für den Verlust an am erikanischer W ettbe
werbsfähigkeit können m eines Erachtens in drei G rup
pen zusammengefaßt werden: dem  „im peria l over- 
stretch“ (Paul Kennedy), der vorherrschenden M anage- 
ment-Philosophie und den Defiziten im Bereich von In
frastruktur und Ausbildung.

US-ökonomie: Im Niedergang?

Der erste Bereich ist viel d iskutiert worden, insbeson
dere seine offensichtlichsten Indikatoren: das Budget- 
und Handelsbilanzdefizit. W ie die jüngere G eschichte 
zeigt, scheint das politische Entscheidungssystem  der 
USA in besonderem Maße ungeeignet, klare Prioritäten 
in Hinblick auf d ie A lternative „Kanonen oder Butter“ zu 
setzen. Reagans Aufrüstungspolitik ohne die Bereit
schaft, die Ressourcen real über Steuern oder entspre
chende Haushaltungsum schichtungen bereitzustellen, 
steht durchaus in einer Tradition m it Johnsons m angeln-

Prof. Dr. Ulrich Steger, 46, is t Le ite r des Instituts  
für Ökologie und Unternehm ensführung e. V. an  
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der Bereitschaft, wegen des V ietnam -Krieges Abstriche 
an der „G reat-S ocie ty“ zu machen. Die F inanzierung 
des Zweiten W eltkrieges gehört ebenfalls in die Reihe 
von Beispielen, die stets mit dem gleichen Ergebnis en
dete: beträchtliche Inflationsraten, um als „L ist der Ver
nunft“ jene Realeinkom m en-Absenkungen herzustel
len, die sonst durch Besteuerung e ingetreten wären, um 
die notwendigen Ressourcen für m ilitärische Zwecke 
zur Verfügung zu stellen. Nur vor dem Hintergrund die
ser historischen Erfahrungen ist die gegenwärtige ner
vöse Inflationsfurcht in den USA zu verstehen.

Zu diesen Problem en in den M akro-Aggregaten der 

USA -  Ungle ichgewicht von Sparen und Investieren so
w ie von Staatsausgaben und -einnahm en -  kommt 
noch ein struktureller Aspekt hinzu. Traditionellerweise 
ersetzt das Pentagon m it seinen Forschungsm itteln 
eine Industrie- oder Technologiepolitik, w ie sie -  m it un
terschied lichen Ausprägungen -  für Japan oder auch 
die Bundesrepublik typisch ist. Man mag über die Effi
zienz des Umwegs der Forschungs- und Technologieför
derung über Rüstungs- und Raum fahrtprojekte streiten 
-  unzweifelhaft erzeugten sie „N ebeneffekte“ , die aber 
unter der Reagan-Adm inistration system atisch gekappt 
wurden. Mit der drastischen Erhöhung der m ilitärischen 
FuE-Mittel und Beschränkung der Verwendung der Er
gebnisse auf den m ilitärischen Sektor trocknete auch 
die technolog ische Basis der US-lndustrie aus. Denn 
der knappste Faktor im Forschungsbereich läßt sich 
nicht beliebig verm ehren: qualifiz ierte und kreative W is
senschaftler.

Verlust an Wettbewerbsfähigkeit

Unstrittig trugen aber -  als zweiter Bereich -  US-Ma- 
nagem ent-Praktiken selbst entscheidend dazu bei, den 
Produktivitätsvorsprung der fünfz iger und sechziger

■ D er B e itrag  en ts ta nd  w a h re nd  e ines  A u fe n th a lte s  a ls  Fe llow  an de r 
H a rvard  U niversity.
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Jahre zu verspielen. W ie z.B. C lark und Hayes in einer 
historischen Studie nachgewiesen haben', war das US- 
M anagem ent m ehrheitlich nicht in der Lage, den von R 
Taylor geprägten Ansatz eines „w issenschaftlichen Pro
duktionsm anagem ents" an die neuen technologischen 
Gegebenheiten anzupassen. Forschung wurde -  ana
log den Vorbildern in der E lektronik -  mehr an „D urch
brüchen" orientiert als an einer graduellen, aber ste ti
gen Verbesserung der Produkte.

Hinzu kam, daß dem  Marketing- und dem  F inanzsek
tor zunehm end m ehr Aufm erksam keit geschenkt 
wurde, so daß es kaum Anreize für die besten Köpfe 
gab, sich dem Produktionsbereich zu w idmen. Statt z.B. 
die flexiblen Fertigungssystem e für differenzierte und 
qualitativ hochwertige Produkte zu nutzen, behandelte 
das M anagem ent sie als „e ine andere Art von M aschi
nen für großvolumige, standard isierte Produkte -  was 
sie genau nicht sind. Gefangen im altm odischen Taylo
rismus und seinen Prinzipien des w issenschaftlichen 
M anagem ents, produzierte man weiter M assenpro
dukte auf teuren Fertigungssystem en, die für hochwer
tige Produkte und flexiblen Gebrauch entw ickelt worden 
waren"^. (Symbol für diese Schw ierigkeiten im Umgang 
mit kom plexen Fertigungstechnologien sind das Schei
tern des Saturn-Projektes von General Motors und die 
erfolgreiche Im plem entierung bei Opel in Rüsselsheim .) 
Die Folgen waren eindeutig: eine Verschlechterung im 
Preis-Leistungsverhältnis und dam it in der W ettbe
werbsfähigkeit gegenüber ausländischen Produkten. 
F irm enwachstum  gab es vornehm lich durch Fusionen 
und Aufkäufe, nicht durch bessere M arkterfolge.

A llerdings führt diese Analyse auch im m er w ieder zu 
dem dritten Bereich, den politischen Rahm enbedingun
gen, zurück. Reagan hat eben ökonom isch keine „A n 
gebotspolitik" gem acht. Denn dazu gehörte als stra teg i
sche Variable auch die ständige Höherqualifizierung 
des Arbeitskräftepotentia ls, um mit der technologischen 
Entwicklung Schritt zu halten. Die Kürzungen gerade im 
B ildungsbereich haben den Mangel an Ingenieuren ver
schärft: ohne einen Einwanderungszufluß sähe die S i
tuation noch schlechter aus -  ca. 20 %  aller Ingenieure 
in den USA sind Ausländer oder im Ausland geboren. 
Das Fehlen von qualifiz ierten Facharbeitern und Techni
kern erschwert ebenfalls die Anwendung von neuen 
Technologien. Schließlich sind die Defizite in der Infra
struktur -  nicht nur im Verkehrswesen -  in den letz-

' Vgl. zum  fo lge nden  K. C l a r k ,  R.  H a y e s :  R ecap tu ring  A m erica 's  
M anu fac tu ring  H eritage , in: C a lifo rn ia  M anage m en t Review , Vol. 30 
(1988). Nr. 4. 8 , 9 H.

 ̂ R. J a i k u m a r :  P o stindustna l M anu fac tu nng , in: H a rvard  B usiness 
Review . N o v  Dez. 1986. S. 169 (Ü berse tzung  vom  V e rfasser),
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ten acht Jahren noch größer geworden und belasten ; 
nehm end die w irtschaftliche Entwicklung. Es ist nicht 
kennbar, daß die neue Adm inistra tion diese Probier 
w irk lich energisch und langfristig orien tiert anpacki 
wird.

Es wäre aber einseitig, nicht auch die nach w ie vor p 
sitiven Faktoren des S tandortes USA zu sehen: der l 
ternehm erische Geist, die Stärke im Luftfahrt- und Eie 
tronikbereich, die Spitzenstellung in etlichen Fi 
schungsbereichen. Aber ob dies ausreicht, um ohne I 
duzierung weltw irtschaftlicher Turbulenzen, einschlie 
lieh w eiterer drastischer Dollarabwertungen, verbundt 
mit inflationären Entw icklungen, das Außenhandel 
g le ichgew icht w iederherzustellen, muß bezweifelt wf 
den.

Europa: neuer Wachstumsschub

Dem gegenüber wird die europäische W irtschaftser 
Wicklung heute w ieder günstiger e ingeschätzt -  kaui 
jem and spricht noch von der „Eurosklerose". Ursächlic 
ist dafür die -  nach der Krise Anfang der achtziger Jahi 
-  w ieder beschleunigte Integration, w ie sie sich in di 
Schaffung des einheitlichen Binnenm arktes bis 199 
ausdrückt. Auch wenn man die rosigen Prognosen de 
Kom m ission über den W achstum sschub der Integn 
tion, w ie er etwa im C ecchin i-Bericht skizziert wird, nL 
begrenzt teilen kann, sind zwei positive Faktoren ur 
übersehbar:

□  die Integration m indert die Risiken der weltwir 
schaftlichen Entwicklung für die europäischen Lände 
weil künftig ein größerer Teil der W irtschaftsaktiv itä t de 
stabileren B innenm arktverhältn issen unterliegt;

n  der intensivierte W ettbewerb wird zu rascherei 
S trukturanpassungen und einer De-facto-Deregulie 
rung führen und dam it per saldo zu einer effizienterei 
W irtschaftsstruktur.

Die oft ins Feld geführte schiere Größe des Binnen 
marktes für die „économ ies of sca le" dürfte ökonom isci 
dagegen weniger relevant sein, da die Produkte diffe 
renzierter werden, in strategischen Bereichen ohnehir 
der W eltm arkt die relevante Bezugsgröße ist und dif 
neuen Fertigungstechnologien durch Flexibilität, nich 
durch M assenfertigung eine hohe Produktivität errei 
chen.

Dem stehen Schwachpunkte gegenüber, w ie sie auct 
in defizitären Handelsbilanzen von M itgliedsländerr 
zum Ausdruck kommen. W ährend die Bundesrepublil' 
auf den Gebieten, die für ihre Industriestruktur aus 
schlaggebend sind, mit zur W eltspitze gehört, läßt sich
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dies für andere Länder nur sehr begrenzt feststellen. 
Darauf wird noch zurückzukom m en sein.

Eine Öffnung der Märkte der osteuropäischen Länder 
im Zuge der Liberalisierung wird insbesondere die euro
päische W irtschaft begünstigen. Auf den übrigen M ärk
ten wie auf dem Binnenm arkt werden weniger die USA, 
sondern vie lm ehr die Japaner und die vier südostasiati
schen „T iger" m it ihrer ausgeprägten Exportorientie
rung die fühlbarsten Konkurrenten sein. Und je mehr die 
USA versuchen, in bilateralen Verhandlungen die Ex
portüberschüsse aus Asien zurückzudrängen, um so 
spürbarer wird der Druck auf Europa, so daß hier eben
falls Gegenmaßnahmen zu erwarten sind.

Interessant ist hier ein Vergleich, w ie sich die Dollar
abwertung auf japanische bzw. auf deutsche Exporte 
ausgewirkt hat. Die deutschen Produkte fanden einen 
Ausgleich auf anderen (vor allem  europäischen) M ärk
ten. Dies erübrigte zunächst eine expansive Geld- und 
Fiskalpolitik. Japan dagegen mußte m assive Kosten
senkungen vornehm en, die insbesondere die Zulie ferin
dustrie bis an die Grenze belasteten. Die Abhängigkeit 
des Exports von relativ wenigen Produktgruppen in w e
nige Länder blieb. Durch expansive F inanzpolitik keyne- 
sianischer Art wurde die B innenkonjunktur angekurbelt, 
um den Übergang zu erleichtern. Es ist aber nicht er
kennbar, w ie dies in Japan angesichts der hohen S taats
verschuldung länger durchgehalten werden kann. Dau
erhaft wäre nur eine Erhöhung des privaten Konsums, 
der durch höhere E inkom m en (oder eine sinkende Spar
quote) gespeist wird.

Zwei Kriterien

Im Lichte der vorangegangenen Ausführungen läßt 
sich die unterschiedliche S ituation der drei w ichtigsten 
Welthandelspartner anhand von zwei Kriterien beschre i
ben: dem Ausmaß, in dem  die jeweiligen Länder w e lt
wirtschaftlichen Risiken ausgesetzt, sind sow ie ihrer Po
sition im in ternationalen W ettbewerb. Die USA weisen 
dabei gegenwärtig ein n iedriges w e ltw irtschaftliches Ri
siko, aber auch geringe W ettbewerbsfähigkeit auf. Eu
ropa wird durch m ittlere Risiken bei m äßiger W ettbe
werbsfähigkeit charakterisiert, und Japan verfügt über 
hohe W ettbewerbsfähigkeit, die allerd ings m it ausge
prägten Risiken einhergeht.

Für die Zukunft können fo lgende Entw icklungen er
wartet werden:

□  Europa wird seine W ettbewerbsfähigkeit verbessern 
und die weltw irtschaftlichen Risiken als Folge der Inte
gration absenken -  eine insgesam t positive Entw ick
lung;

W IRTSCHAFTSDIENST 1989A/I

□  Japan hat zwar seine W ettbewerbsfähigkeit geste i
gert, aber zugle ich steigt das Risiko durch negative ex
terne Einflüsse, es gibt keine Reserven (etwa bei w e ite
ren Dollarabwertungen) oder Ausgle ichsm ärkte mehr 
(etwa in einer pazifischen W irtschaftsgem einschaft) -  
eine sehr am bivalente Entwicklung;

□  die USA werden per saldo eher noch an W ettbe
werbsfähigkeit verlieren und dam it auch höheren w elt
w irtschaftlichen Risiken ausgesetzt sein -  die denkbar 
schlechteste Entwicklung.

Szenarien l<ünftiger Welthandelsbeziehungen

Aus dieser S ituation sind für die USA w ie für Europa 
drei prinzip ie lle Strategievarianten ableitbar:

□  eine Freihandels-Strategie,

□  eine Protektionism us-Strategie,

□  eine Fortführung des bisherigen „m uddling- 
through“ .

In einer Matrix dargestellt, führte dies zu neun m ögli
chen Konstellationen, wenn man nur die USA und Eu
ropa betrachtet.

Da die Strategien aber reaktionsverbunden sind -  es 
ist unplausibel anzunehm en, daß eine Seite eine Frei
handels-Strategie, die andere eine Protektionism us- 
Strategie einschlägt - ,  sind nur drei kom patible Felder 
relevant, die zu drei verschiedenen Szenarien führen:

□  als günstigstes Szenario (und leider auch als un
wahrschein lichstes Szenario) eine Entwicklung, die 
durch einen Schub neuen W achstum s des W elthandels 
gekennzeichnet ist, weil neue Märkte (Agrarbereich und 
D ienstle istungen) progressiv für den internationalen 
W ettbewerb geöffnet werden (Freihandels-Szenario),

□  als ungünstigstes Szenario ein eskalierender Pro
tektionism us, der In einem offenen Handelskrieg der 
„Festung Europa“ gegen die „Festung Am erika" e n d e t-  
m it den verheerenden Folgen w ie in der ersten W eltw irt
schaftskrise, als der W elthandel auf ein Drittel seines Vo
lum ens schrum pfte (Handelskrieg-Szenario),

□  als wahrschein lichstes Szenario eine Fortführung 
des beiderseitigen m uddling-through gemäß den G eset
zen der Echternacher Springprozession: Fortschritte 
der Liberalisierung auf einem G ebiet werden von Rück
schlägen in anderen Bereichen begleitet, eine Eskala
tion wird aber verm ieden (M uddling-through-Szenario).

W elche Faktoren bestim m en nun den Eintritt der e in
zelnen Szenarien?
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Wahrscheinlichkeit von Entwicklungen

Das „F re ihandels-Szenario“ setzt drei wesentliche 
Entw icklungen voraus:

□  erstens, daß die Punta del Este-Runde des GATT 
ein voller Erfolg wird, insbesondere, daß die D ienstlei- 
stungs- und Agrarm ärkte progressiv geöffnet werden. 
Dies muß schon als unrealistische Annahm e gelten, 
wenn man die Vorbereitung und den bisherigen Ver
handlungsverlauf betrachtet;

□  zweitens, daß die W eltschuldenkrise w irklich gelöst 
und nicht nur durch im m er neue Um schuldungen in der 
Schwebe gehalten wird -  wogegen ebenfalls die b ishe
rige Erfahrung und die unterschiedlichen Interessen 
sprechen;

□  drittens, daß die USA wie die EG -Länder ihre in ter
nationale W ettbewerbsfähigkeit w ieder soweit steigern, 
daß sich jede Regierung den Abbau von Handels
schranken glaubt le isten zu können und nicht unter pro
tektionistischem  Druck steht. Dies ist -  w ie oben ausge
führt -  auch nicht gerade eine realistische Annahm e.

Zwar würde sich wohl jeder Ö konom  eine solche Ent
w icklung wünschen, aber ihre geringe W ahrschein lich
keit ist offensichtlich.

Das „H andelskrieg-S zenario“ ist das Gegenteil des 
Freihandels-Szenarios. Auslöser einer solchen eskalie
renden Protektionism us-Spirale kann eine schwere Re
zession in den USA sein (z.B. als Folge der In fla tionsbe
käm pfung durch die Fed), ein „A bw ertungsw ettlau f“ , 
um z.B. Exportverluste durch einen sinkenden Dollar zu 
verm eiden, oder ein Zusam m enbruch von Teilen des 
W eltwährungssystem s als Folge eskalierender G läubi- 
ger-Schuldner-Konflikte. Ein Scheitern der Punta del 
Este-Runde des GATT könnte den Prozeß beschleun i
gen.

Auch wenn die W ahrscheinlichkeit eines solchen Sze
narios nicht Null ist, so gibt es doch beträchtliche G e
genkräfte. So m ühsam  und begrenzt die w e ltw irtschaftli
che Kooperation seit Anfang der siebziger Jahre war -  
unstrittig hat sie bisher eine W iederholung der Fehler 
der W eltw irtschaftskrise 1929/33 verm ieden. M aßgeb
lich war dafür sicher die E insicht der Regierungen, daß 
in einer interdependenten Welt bei einer „beggar-thy- 
ne ighbour-pollcy“ schließlich alle die Verlierer sein wer
den.

Daneben gibt es noch G ründe auf U nternehm ens
ebene, die einem unbegrenzten Protektionism us entge
genw irken: ein nicht unbeträchtlicher Teil des W elthan
dels besteht heute aus Intra-Unternehm enslieferungen,
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also Verpflichtungen zw ischen Unternehm enseinheiten 
von m ultinationalen oder „m ulti-dom estica l" Gesell
schaften. Auch wenn Ideen, z.B. die eines „W elt-Au
tos“ , sich als ökonom isch nicht realis ierbar erw iesen ha
ben, so wurden durch die wechselseitigen D irektinvesti
tionen die traditionellen Im port-Export-Beziehungen so 
ergänzt, daß heute auch für das Funktionieren von Fir
men transnationale Lieferungen unverzichtbar sind. Da
mit w ird eine Autarkie-Politik vollends unm öglich -  und 
nicht nur unerw ünscht und kostspielig.

B leibt also als wahrschein liche Variante die Fortfüh
rung des bisherigen m uddling-through. Ob die Inkre
mentalen Veränderungen der E inzelfa ll-Entscheidun
gen eher in R ichtung Freihandel oder Protektionismus 
gehen werden, hängt wahrschein lich weniger von dem 
Ausgang der GATT-Verhandlungsrunde oder der Re
form des W eltwährungssystem s -  sprich: Stabilisierung 
der W echselkurse -  ab. Beide werden eher w iderspie
geln, was sich als grundlegender Trend in den USA und 
Europa entwickelt.

US-Doppelstrategie

Solange es zu keiner schweren Rezession oder einer 
raschen und fühlbaren Absenkung der am erikanischen 
W ettbewerbsfähigkeit kommt, ist die Annahm e plausi
bel, daß die USA bei ihrer bisherigen „D oppelstra teg ie“ 
bleiben: Drohungen nach außen („Japanese-bash ing“ ), 
protektion istische G esetzentwürfe im Kongreß, in der 
adm inistrativen Praxis aber eher der Versuch, andere 
M ärkte für US-Produkte zu öffnen als den eigenen 
Markt zu schließen. Das neue Handelsgesetz hat aller
dings die M öglichkeit zu einem protektion istischen Ver
halten vergrößert.

Am schw ierigsten ist für jede Adm inistra tion der Z iel
konflikt zw ischen weiteren Abw ertungen (gerade bei hö
heren Preisste igerungen in den USA) und den daraus 
resultierenden Rückwirkungen auf die benötigten Kapi
ta lim porte und die privilegierte Rolle als Leitwährung. 
Jede Prognose wird hier zur puren Spekulation, obwohl 
natürlich der D ollarwert eine strategische Variable für 
jede Prognose des W elthandels ist. W ahrscheinlich sind 
die Europäer gut beraten, wenn sie sich auf weitere 
Schwankungen bei einem langfristigen und mäßigen 
Abwärtstrend einrichten.

Aber auch in Europa liegen die Dinge nicht einfach. 
Die künftige Außenw irtschaftspolitik der Europäischen 
G em einschaft ist alles andere als klar definiert. K lar ist 
nur, daß die Bundesrepublik als regional dom inante 
W irtschaftsm acht m it hoher in ternationa ler W ettbe
w erbsfäh igkeit in strategischen W irtschaftssektoren -
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Chemie, Fahrzeugbau und Investitionsgüterindustrie 
(einschließlich E lektrotechnik und Elektronik in diesem 
Bereich) -  ein vitales Interesse an einem möglichst 
freien Welthandel hat. Gerade die technologische Spit
zenposition der Bundesrepublik in den genannten Be
reichen erfordert das ständige M ithalten auf dem W elt
markt. Ansonsten besteht die Gefahr, auf den niedrigen 
europäischen Durchschnitt abzusinken. Ebenso klar ist 
aber auch, daß eine Reihe von anderen europäischen 
Ländern stärkere Präferenzen für „m anaged trade" und 
„Reziprozität" hat.

Sofern nicht starke Rezessionstendenzen dies ver
hindern, spricht e iniges für die Fortführung der b isheri
gen, oft nur im pliziten Strategie: den w ichtigsten Verbün
deten, der die europäische S icherheit garantiert, nicht 
ohne Not zu reizen (z.B. durch „M argarine-S teuern"), 
dafür aber eine starke E indäm m ung japanischer und 
südostasiatischer Aktivitäten (z.B. durch local-content- 
Vorschriften, G leichbehandlungsvorschriften bei 
Dienstleistungs-Liberalisierungen) zu betreiben. Unter 
den gegebenen Um ständen kann diesem  Ansatz als 
Kompromiß divergierender Interessen eine po litisch
ökonomische Rationalität nicht abgesprochen werden. 
Zumindest werden große W elthandelskonflikte so ver
mieden.

Ausblick: trilaterales Weltwirtschaftsmanagement?

Jenseits der ökonom ischen Determ inanten wird aber 
auch viel von psychologischen Faktoren und den po liti
schen Kräfteverhältnissen abhängen. Das Kernproblem 
des W eltw irtschaftsm anagem ents liegt darin, daß die

USA seit den 70er Jahren die politische und ökonom i
sche Hegem onialste llung aus den 50er und 60er Jahren 
nicht m ehr behaupten konnten, aber auch kein anderer 
S teuerungsm echanism us an ihre Stelle trat. Der an
fängliche Versuch der Reagan-Adm inistration, diese do
m inante Stellung w ieder zu erreichen, ist gescheitert. 
Eine Steuerung der W eltw irtschaft läßt sich nur durch 
ein trila terales M anagem ent der USA, Japans und Euro
pas (m it einer w irtschaftlich relativ dom inanten Bundes
republik) erreichen. Angesichts der bestehenden Inter
essengegensätze und der eher b innenorientierten Re
gierungen ist dies eine ständige delikate Balance von 
Konflikt und Kooperation, v ie lle icht auch nur K risenm a
nagement. Und die Länder der Dritten W elt werden dies 
auch nicht gerne sehen, haben es aber als Faktum im 
mer akzeptiert, daß die W eltw irtschaftsbeziehungen 
nicht hierarchiefrei sind und sein können.

V ie lle icht liegt ein Ausweg zur M ilderung der inhären
ten Spannungen darin, auch neue Kooperationsfelder 
zu suchen, etwa in gem einsam en Aktionen gegen g lo 
bale Um weltbedrohungen (z.B. Treibhaus-Effekt, O zon
loch), weil ja  hier unstrittig ist, daß nach dem  Verursa
cherprinzip die Industrie länder auch die Hauptlast im 
Um weltschutz tragen m üssen -  wobei es von der Er
kenntnis bis zur Bereitschaft, dies auch zu tun, oft noch 
ein w e iter Weg ist. Entgegen den gängigen Untergangs
prognosen hat die Entw icklung derW eltw irtschaft jeden
falls bisher gezeigt, daß auch eine W eiterentw icklung 
eine faire Chance hat, wenn auch der Fortschritt sich 
we iter nur im Schneckentem po bewegen und als Saldo 
von Fort- und Rückschritten entw ickeln wird.

Alexander Deichsel, 
Bernd Thuns (Hrsg.)
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FORMEN UND MÖGLICHKEITEN 
DES SOZIALEN

Das vorliegende Buch ist Janpeter Kob gewidmet. Als Ordinarius 
am Institut für Soziologie der Universität Hamburg war er über die 
Fachgrenzen hinaus als Sozialwissenschaftler bekannt. Sein 
plötzlicher Tod ließ aus einer Festschrift, die ihm zu seinem sech
zigsten Geburtstag überreicht werden sollte, eine Denkschrift 
werden. In ihr äußern sich angesehene Fachwissenschaftler aus 
ihrem jeweiligen Spezialgebiet heraus zu dem zentralen Gegen
standsbereich des Sozialen.

I hamburg '
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